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Volksvertretung und Gesetzlichkeit

Auflagen zur Verwirklichung 
von Rechtsvorschriften 
sowie von Stadt- und 
Gemeindeordnungen
Dozent Dt. GÜNTHER DUCKWITZ,
Sektion Staatsredht und staatliche Leitung
der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft
der DDR

Rechtsvorschriften und die auf ihrer Grundlage erlassenen 
Stadt- und Gemeindeordnungen setzen sich nicht im 
Selbstlauf durch. Ihre Verwirklichung ist eine tägliche Auf­
gabe und muß in die staatliche Leitungstätigkeit unmittel­
bar integriert sein.* Dabei gewinnt auch die auf dem 
X. Parteitag der SED gestellte Forderung, daß auf jede 
Gesetzesverletzung eine angemessene Reaktion erfolgt2, 
zunehmende Bedeutung.

Trotz überzeugender Erfolge bei der Verwirklichung 
der Rechtsvorschriften und der auf ihrer Grundlage ergan­
genen Stadt- und Gemeindeordnungen ist mitunter noch 
ein Zurückweichen vor Auseinandersetzungen mit egoisti­
schen und individualistischen Verhaltensweisen von Bür­
gern und Betrieben zu erkennen. Das führt nicht selten 
dazu, daß Verletzungen von Rechtsvorschriften sowie von 
Stadt- und Gemeindeordnungen geduldet werden. Es 
kommt aber darauf an, die rechtlichen Möglichkeiten zur 
Durchsetzung der Rechtsvorschriften und der Stadt- und 
Gemeindeordnungen zu nutzen und richtig anzuwenden. 
Das gilt nicht nur für Ordnungsstrafbestimmungen und 
solche Möglichkeiten wie das Zwangsgeld, die Ersatzvor­
nahme und den Ersatz von Mehraufwendungen, sondern 
auch für Auflagen staatlicher Organe, die in letzter Zeit 
erkennbar häufiger angewandt werden. Es geht deshalb 
darum, diese Mittel überzeugend einzusetzen, damit die 
angestrebte Wirkung auf gesetzlicher Grundlage schnell 
erzielt wird. Es sind Fragen aufgetreten, auf welcher 
Rechtsgrundlage Auflagen erteilt werden dürfen, welche 
inhaltlichen und formellen Anforderungen an sie gestellt 
werden müssen und ob jeder Verstoß gegen eine Fest­
legung in der Stadt- oder Gemeindeordnung schon eine 
Auflage rechtfertigt.

In manchen Auflagen wird derzeitig z. B. lediglich 
festgestellt, daß ein Bürger oder ein Betrieb Anlieger- 
pfliditen nicht erfüllt oder über das verkehrsübliche Maß 
hinausgehende Verunreinigungen auf öffentlichen Straßen, 
Wegen und Plätzen zu vertreten hat und damit gegen be­
stimmte Festlegungen der Stadt- und Gemeindeordnung 
verstoßen hat. Als Reaktion darauf wird ihm „auf der 
Grundlage der Stadt- bzw. Gemeindeordnung“ eine Auf­
lage erteilt, die die Beseitigung der Verunreinigung bzw. 
die Erfüllung bestimmter Anliegerpflichten fordert.

Für den Fall, daß die Auflage nicht erfüllt wird, wird 
mitunter auch eine Ordnungsstrafe angedroht, ohne daß 
auf die dafür geltenden Rechtsvorschriften hingewiesen 
wird. Dabei wird nicht beachtet, daß eine Stadt- oder 
Gemeindeordnung nicht Grundlage für die Erteilung von 
Auflagen sein kann.

Rechtliche Grundlagen zur Erteilung von Auflagen

In jedem Fall muß eine Auflage mit Rechtsvorschriften 
begründet sein. Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage 
der Bürgermeister oder ein zuständiges Ratsmitglied zur 
Durchsetzung einzelner Regelungen in Stadt- und Gemein­
deordnungen Auflagen erteilen kann, sind z. B.:

— § 38 Abs. 1 Landeskulturgesetz (LKG) vom 14. Mai 1970 
(GBl. I Nr. 12 S. 67);

— §§ 5 Abs. 2, 6 Abs. 2 der VO über die Erhöhung der 
Verantwortung der Räte der Städte und Gemeinden für 
Ordnung, Sauberkeit und Hygiene im Territorium vom
19. Februar 1969 (GBl. II Nr. 22 S. 149) i. d.. F. der VO 
vom 24. Juni 1971 (GBl. II Nr. 54 S. 465) und der 5. DVO 
zum LKG vom 17. Januar 1973 (GBl. I Nr. 18 S. 157);

— § 19 Abs. 2 der 1. DVO zum LKG — Schutz und Pflege 
der Pflanzen- und Tierwelt und der landwirtschaft­
lichen Schönheiten (NaturschutzVO) — vom 14. Mai 1970 
(GBl. II Nr. 46 S. 331);

— § 12 der 2. DVO zum LKG — Erschließung, Pflege und 
Entwicklung der Landschaft für die Erholung — vom
14. Mai 1970 (GBl. II Nr. 46 S. 336);

— § 17 der 3. DVO zum LKG — Sauberhaltung der Städte 
und Gemeinden und Verwertung von Siedlungsabfällen 
- vom 14. Mai 1970 (GBl. II Nr. 46 S. 339);
§ 12 Abs. 2 der 4. DVO zum LKG — Schutz vor Lärm — 
vom 14. Mai 1970 (GBl. II Nr. 46 S. 343);

— § 10 Abs. 2 der 5. DVO zum LKG — Reinhaltung der 
Luft — vom 17. Januar 1973 (GBl. I Nr. 18 S. 157);

— § 5 Abs. 4 der VO über die Verantwortung der Räte der 
Gemeinden, Stadtbezirke, Städte und Kreise bei der 
Errichtung und Veränderung von Bauwerken der Be­
völkerung vom 22. März 1972 (GBl. II Nr. 26 S. 293) 
i. d. F. der EigenheimVO vom 31. August 1978 (GBl. I 
Nr. 40 S. 425) und der VO über die Staatliche Bau­
aufsicht vom 30. Juli 1981 (GBl. I Nr. 26 S. 313);

— § 22 Abs. 2 der VO über die öffentlichen Straßen — 
Straßen VO — vom 22. August 1974 (GBl. I Nr. 57 S. 515) 
i. d. F. der VÖ zur Gewährleistung von Ordnung und 
Sicherheit in der Umgebung von Verkehrsanlagen vom 
12. Dezember 1978 (GBl. I 1979 Nr. 2 S. 9);

— § 13 der 1. DB zur StraßenVO vom 22. August 1974 
(GBl. I Nr. 57 S. 522);

— Ziff. 12 der Ordnung über die Aufgaben der Leiter der 
Staatsorgane, der wirtschaftsleitenden Organe, der 
volkseigenen Betriebe, Kombinate und Einrichtungen 
sowie der Genossenschaften und der anderen Betriebe 
unter extremen Witterungsverhältnissen — Winter­
ordnung — vom 12. November 1970 (GBl. II Nr. 90 
S. 632);

— § 9 Abs. 3 i. V. m. § 10 Abs. 2 des Gesetzes zur Erhal­
tung der Denkmale in der DDR — Denkmalpflege-

' gesetz - vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 26 S.458).
Jede Auflage zur Herstellung eines Zustands entspre­

chend der jeweiligen Stadt- und Gemeindeordnung muß 
auf der Grundlage solcher Rechtsvorschriften ergehen. 
Auflagen, die nicht mit einer spezifischen Rechtsvorschrift 
begründet werden können, sind ungesetzlich und können 
vom Adressaten angefochten werden. Es ist richtig, in den 
Stadt- und Gemeindeordnungen auf dieses Erfordernis 
ausdrücklich hinzuweisen, zumal es auch noch Ordnungen 
gibt, die den Eindruck erwecken, als seien Auflagen zur 
Durchsetzung dieser Ordnungen auch ohne spezielle 
Rechtsgrundlage zulässig.

Rechtliche Anforderungen an staatliche Auflagen

In der Regel ist jede Auflage schriftlich zu erteilen. Mit ihr 
werden vom zuständigen staatlichen Leiter in Verwirk­
lichung der zugrunde liegenden Rechtsvorschrift einem 
Bürger, einer Vereinigung von Bürgern, einem nichtunter­
stellten Betrieb oder einer staatlichen Einrichtung Pflich­
ten auferlegt, die verbindlich sind und erfüllt werden 
müssen. In der Regel handelt es sich um Pflichten zu 
einem bestimmten Verhalten oder zur Herstellung eines 
den Rechtsvorschriften und der Ordnung und Sicherheit 
entsprechenden Zustands. Die Funktion der Auflagen be-


